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Konzil als Ketzer verurteilten und VOGT-jegegnung, ZUu der der Okumenische Abstecher in SCINE Heimat nach S1id-
Kal der Kırchen den Papst in Prag EIN- brannten böhmischen Kırchenref(lor- polen unternehmen. Unmittelbar OI
laden wollte. wurde jedenfalls fallen- IMNETS Jan Hus JCUu bewerten Ssoll, SCEINEM Kückflug nach < OM söl] -

gelassen. koöommt 1ın seinNner Arbeit gul VOTan JO dem Vernehmen nach 1n ()strava noch
Zumindest e1INe ökumenische Erfolgs- hannes Paul hdtte A1ese Neubewer- mıf tschechıischen Politikern ZUSAaTT-

meldung kann die Kırche 1n SCHE- tung 99() gefordert und damıt (ür Auf- mentreffen, auch nıt Miınisterpräsi-
chıen dem Papst allerdings überbrin- sehen DESOTZL. dent Klaus Gesprächsstoff WÄäre SCHUr
SCH Der USSCHUD, der Person, Lehre Be1 seinem jetzıgen Besuch wırd der vorhanden, UT das Klıma könnte kalt
und ırken des 1415 VOIN Onstanzer aps VON (Olmütz AUS einen kurzen seInN.

Eıne internationale Sozlalordnung?
Der Nachfolgeprozeß des UN-Weltsozıialgipfels ist entscheıdend

Die Redu  10 der absoluten Armult, die Schaffung produ  iver Beschäftigungsmöglich-
keiten un die soziale Integration weltweit WÜren die Kernanliegen des Weltgipfels für
Soziale Entwicklung, ZU dem Anfang März die Vereinten Natıonen nach openhagen
geladen hatten. TII8 Staats- und Regierungschefs stimmten Abschlußerklärung und Ak-
HOoNsSprogramm Z her Erfolg Oder Mißerfolg dieser Mammutveranstaltung entschei-
det Jjedoch erst der Nachfolgeprozeß In jedem Fall aber haben die In sozialen elangen
engaglerten Nicht-Regierungsorganisationen uftrie erfahren.

Za ersten al ıIn der Geschichte“, beginnt dıe Ab- dıe Entwicklung der wirtschaftlıchen, Sozialen und
schlußerklärung des eltgıpfels für SOoz1ale Entwicklung, menschlıiıchen RKessourcen Afrıkas und der An wenıgsten
„kommen WIT als Staats- und Reglierungschefs auf Eınladung entwickelten Länder z beschleunigen;
der Vereınten Natıonen ZUSaMMMCN, UT dıe Bedeutung sıcherzustellen, daß dort, Strukturanpassungspro-
zialer Entwicklung und des Wohlergehens aller Menschen STAMMIC verabschiedet werden, Mhese sozlale Entwicklungs-
anzuerkennen und diıesen Zielen Jetzt und bıs 1NSs Z Jahr- ziele enthalten. VOT allem dıe Ausrottung der Armut. dıe
undert hineıin Öchste Priorität A geben  66 DIe Liste der Förderung produ  1ver Vollbeschäftigung und dıe OTrTde-
Selbstverpflichtungen, denen 118 Staats- und Keglerungs- Iung der sozlalen Integration;
eIis in Kopenhagen PCI Akklamatıon zugestimmt aben, dıe Miıttel für soz1ale Entwicklung eutlc Z rhöhen
Ist ın der Tat beeindruckend S1e verpflichten sıch: und/oder wirksamer nutzen:;

wirtschaftliche. polıtische, sozlale. kulturelle und recht- dıe Rahmenbedingungen für internationale, regıonale und
16 Rahmenbedingungen schaffen, dıe G den Menschen subregionale Zusammenarbeiıt 1ImM Hınblick auf das /Z1e] der
ermöglıchen, soz1ale Entwicklung Z erreichen: soz1alen Entwiıcklung 7 verbessern.

das Z1ıel der Ausrottung der Armut In der Welt Wr [1A-

tıonales Handeln und internatiıonale /Zusammenarbeit zZUu

verfolgen; Selbstverpflichtungen hne Rechtsverbindlichkeit
das zZ1el der Vollbeschäftigung als grundlegende Priorität

der Wırtschafts- und 50zlalpolıtık anzuerkennen:
dıie soz1ale Integration voranzubringen durch lıe HÖörde- |Die Keaktionen auf Ciese selbstverpflichtungen ohne

[ung stabıler, siıcherer und gerechter Gesellschaften. dıe auf zechtsverbindlichkeit und auf dıie ihen Verhandlungen
dem Schutz der Menschenrechte, der Nıichtdiskriminierung, über einzelne Konkretisierungen Im Aktiıonsprogramm (1e-
der Toleranz basıeren: len, WIE nıcht anders Zu e  a  N, unterschiedlich 1US „del-

dıe volle Achtung der Menschenwürde ZU fördern, Gileich- en ist der Unsınn der grassıerenden Gipfele1l S() offenkundıg
heit und Gleichberechtigun Männern und Frauen Z Cn WIE ın openhagen‘“‘‘, s() e Frankfurter gE-
verwirklichen: meıne Zeıtung (183:3.1995) ıIn einem Kkommentar. Dagegen

dıe Ziele eINes unıversellen und gleichberechtigten Z- stand dıe verhalten optimıstısche Fınschätzung der rank-
Z einer qualifizierten Ausbildung, des höchstmöglı- furter undschau „Kopenhagen kann, WIE einst dıe Um

chen Standards VON körperlicher und geistiger Gesundhe1 weltkonferenz VON Stockholm KOMZ: Eınstieg In einen sıcher
SOWIE des /ugangs aller Menschen eiıner medizınıschen langwier1ıgen Prozeß se1n, e1in Katalysator des globalen
Grundversorgung fördern: (Um)denkens“ 03509095 Welche Eınschätzung letztlich
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recht behält, wıird VO Nachfolgeprozeß des Gi1ipfels be- Dıieser Vorschlag WAarTr sowohl 1mM Vorbereıtungsprozeß als
stimmt werden. Es besteht zumındest dıe offnung, dalß dıe auch In den Gıipfelverhandlungen umstrıtten, we1l 1M (Je-
In openhagen ausgesprochenen Selbstverpflichtungen als geNSaLZ den meısten Elementen des Aktıonsprogramms
Argumentationshıilfe für reformwiıllıge Kräfte dıenen kÖön- quantıfizıerbare, einer Überprüfung zugänglıche Festlegun-
NECN, auch WECNN der gelegentlıch Vergleıich mıt der SCH trıfft Während dıe afrıkanıschen Länder dem Vorschlag
SZE und ihrer Bedeutung für den andel In Usteuropa S1- überwıegend DOSITLV gegenüber standen, ehnten 1ın dıe
CNeTIliIcCc überzogene Erwartungen weckt Das In Kopenha- asıatıschen Länder qals ingr1 In ihre Souveränıtät ab SI1Ie
SCH mıt der Schlußerklärung der Staats- und Regierungs- empfanden dıe Verteiulung der Verpflichtungen zwıschen
eIis verabschiedete Aktıonsprogramm nthält ein1ıge An- Entwicklungs- und Industrieländern zudem als UNAUSSCWO-
satzpunkte für den Folgeproze des Gipfels, darüber hınaus SCH, da erstere A() Prozent iıhrer Gesamtbudgets bınden,
SInd 1m Vorbereitungsprozen Reformıideen lancıert worden. während sıch be]l letzteren dıie Verplflichtung 11UTr auft eınen
deren Umsetzungschancene den Gıipfel möglıcherweıse eher unbedeutenden Teılposten ihrer Budgets bezieht
ZUSCHOTITLIN! en uch konzeptionelle und statıstische robleme, dıe dıe
Wıe nıcht anders erwarten, Wal dıe Auseimandersetzung Überprüfbarkeit des 20:20- Vertrages erschweren, In

zusätzliche Finanzmıiıttel e1in Kontlı zwıschen Indu- der Dıskussion VO Bedeutung. DiIie Abgrenzung „prlorıtä-
STTIC- und Entwiıcklungsländern 1m Vorbereıtungsprozeß des rer  . gegenüber wen1ıger priorıtären soz1lalen ufgaben ist
Gı1pfels und auf dem Gipfel selbst DiIe Vertreter der Ent- keineswegs eindeut1g; sowohl Industrıie- als auch Entwick-
Wwıcklungsländer machten einen substantıiellen Fortschritt be]1l lungsländer hätten dıe Möglıchkeıt, Ur Neudefinıtion der
den /Zielen des Gipfels VO zusätzlıchen Iransferleistungen Abgrenzungen und damıt ohne reale Veränderung der 16-
des Nordens a  äng1g, während Vertreter der Industrielän- rıtäten der Vertragserfüllung näher kommen. uch Cerga-
der auf vielfältige „hausgemachte“ Hemmnisse für den Ent- ben sıch be]l der Umsetzung TODIEMEe der statistischen FTaS-
wicklungsproze In den Entwicklungsländern selbst und da SUNS, dıe AUsSs Unterschıeden 1mM Staatsaufbau der Entwick-
mıt auf die Eigenverantwortung der dortigen Regjierungen lungsländer resultieren. DIe Verteilung der genannten
hıiınwıesen. soz1alen ufgaben auft dıe Gebietskörperschaften ist sehr
Unter den verschliedenen Finanzıerungsinstrumenten, dıie 1m unterschıiedlich geregelt; dıe 20-Prozent-Verpflichtung müß-
Umfeld des Gipfels diıskutiert wurden, hatte der sogenannte sıch also auf dıe konsolıdierten Budgets er Gebiletskör-
20:20-Vertrag dıe größte Bedeutung. Dıieser zielt darauf, In- perschaften beziehen. DIiese eher technıschen Fragen waren
dustrie- und Entwıicklungsländer In eiıner gemeinsamen Ver- aber De]l polıtıschem ıllen lösen.
pflichtung bınden Der VO der UN-Entwicklungsorganı-
satıon (UNDP) dem Kınderhilfswer der ( Sensı1ıbilıtät tür SOzl]lale Dienstleistungen ın derund der N-Bevölkerungsorganısatıon UNFPA) lancıerte
Vorschlag sıeht VOT, daß dıe Entwicklungsländer ihre Öffent- Entwicklungszusammenarbeıt gefördert
lıchen Sozlialausgaben auf 20 Prozent iıhres Budgets erhöhen,
während dıe Industrieländer A() Prozent iıhrer Entwicklungs-

für vorrangıge sSsozlale Belange Z Verfügung tellen uch der VOIN NDP vorgeschlagene Katalog priorıtärer
ufgaben wurde In rage gestellt. So können produ  10NS-Gegenwärtig werden nach NDP-Schätzung 13 Prozent der

Budgets der Entwiıcklungsländer und sıeben Prozent der Ol bezogene Programme 1mM Rahmen eiıner selbsthıilfeorientier-
ten Armutsbekämpfung für dıe Erreichung der postulıertenNzıiellen Entwicklungshilfe für priorıtäre soz1ıale Belange 1e1e SCHNAUSO wichtig oder wichtiger se1n W1IEe ırekte sozıaleaufgewandt Programme, WENN erstere Eınkommen für dıe Armen cschafi-
ien, dıe 6S ihnen erlauben, exıistentielle Dıenstleistungen W1IE

20:20- Vertrag fand Ablehnung In Asıen, Irınkwasser Oder Gesundheiitsdienste nachzufragen.
uch eiıne Erfüllung der 20-Prozent- Verpflichtung bedeutetZustimmung In iIrıka
nıcht zwangsläufıg einen Fortschriutt beım /ugang der ArT-
INCMN sozılalen Dienstleistungen, denn dıie Ööhe des finan-

Als priorıtär definiert dıe Inıtı1atıve dıe Gewährleistung der 1ellen Eıinsatzes sagl, W1e gerade leidvolle Erfahrungen In
Grundschulbildung für alle, eıinen deutliıchen Ausbau der der Entwicklungshilfe belegen, noch nıchts ber dıe Effizt
primären Gesundheıitsversorgung einschhıeßliıch \4O) Multter- EeNnNz der Miıttelverwendung AU:  s Kıne an  CNC Berück-
Kınd-Programmen und der Ausbildung VO  —_ paramedizın1- sichtigung des benachteılıgten ländlıchen aumes, eiıne Be-
schem Personal, dıe Sıcherstellung des Zugangs sauberem der Versickerungseffekte 1m Ööffentliıchen Sektor
Irınkwasser und Sanıtäreinrichtungen, rogramme der und eiıne Aare Zielgruppendefinition waren dıe Kernfragen
Ernährungssicherung und Famılıenplanungsdienste. 3()—4() be1l der Umsetzung der Inıtıatıve.
Mıllıarden S-Dollar Jährlıc. waren, NDP., für dıe Ver- Zurecht 1st der 20:20- Vorschlag den Vorwurf vertel-
wirklıchung der priorıtären sozlıalen 1e1e ıIn den genannten dıgt worden, würde 1UTr dıe „konsumptiven“ usgaben
Bereıichen aufzuwenden, diese könnten MN den 20:20* der Staaten Lasten langfristiger Investitionen rhöhen
Vertrag aufgebracht werden. Eiffizient eingesetzte ıttel für dıe Grundbildung, Tfür rink-
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Auf der Suche

WassSscIi oder en Basısgesundheıitssystem sSınd ukunftsinve- nach ott
stıt1ıonen, dıe das produktiıve Potentıjal der bısher VO dıesen
Dienstleistungen ausgeschlossenen Armen rhöhen i1ne
rhöhung des Miıtteleinsatzes für so7z71a| priorıtäre ufgaben
darf jedoch nıcht als Alternatıve wiırtschaftspolitischen REN_OLD U
Reformen In den Entwıicklungsländern werden, dıe e Renold annotwendıg sınd, dıe hausgemachten Hemmnıisse De-
seıtı1gen, dıe der Entfaltung des produ  ı1ven Potentıals ent- Eın Gott, der alle Fes-

seln sprengtgegenstehen. ND  l
Mıiıt S/w Schaubildern

In dem auf dem Gıipfel gefundenen ompromıß wurde eiıne /'/ I/}\ 3!  Z  ] 120 IC
20:20- Vereinbarung jenen Ländern anempfohlen, dıe hlıeran DM/SFr 2480
„interessiert“ sınd und damıt dem Vorschlag jede Verbind- 9 / Z \  &x  S  Ra OS 194,-
11C  elSuch dıe In der a schwier1ıge Abgren-
ZUN® dessen, W d als orundlegende S5ozlalprogramme ANZUSC- 1bt CS ott wirk-
hen ist („basıc socı1ıal programmes‘‘) und damıt anzurechnen lıch, der ist die Welt
ware, WCNN CS denn eiıner 20:20- Vereinbarung kommt, ist Adus sich selbst heraus
nıcht verbın  ıch geregelt. Dennoch kann dıe Dıskussion verstehbar? Von dieser rage geht an AduUu!:!  N br
den Vorschlag dıe Sens1ibıilıtät aliur erhöht aben, rundle- SEetiz sich dabei muıt den Argumenten zeıtgenOÖS-
gende soz1ale Dienstleistungen stärker In der Entwiıcklungs- sischer Naturwissenschaftler auseinander. Der
zusammenarbeıt berücksichtigen. hysiıker und Bestsellerautor Stephen Hawking
DıIe Bundesreglerung hatte sıch nach einem längeren inter- ist einer selner Gesprächspartner. [)Das Buch
191>0| Abklärungsprozeß Z Unterstützung der 20:20-Inıtı1a- nthält zahlreiche Schaubilder, Graphiken un!
t1ve entschieden. Es bleıibt abzuwarten, wıiıeweıt S1e sıch Arbeitsblätter ZUT persönlichen Vertiefung, aber
des Fehlens eINeSs verbindlıchen 1pfelergebnisses als „Inter- auch ZAUUG Arbeit Gruppen. 1ıne ideale
essiert“ definıiert und Vereinbarungen über eine Prioritä- rundlage für Keligionsunterricht und Bil-
tenverschıebung In ıhrer mıt „interessierten“ Entwick- dungsarbeit.
lungsländern kommt
Wıe auf jeder internationalen Konferenz ist das VOT mehr als
ZWEe] Dekaden postulıerte 0,7-Prozent-Zie eEerneut bestätigt
worden. Ihm gemä soll dıe Entwicklungshıilfe der Industrie-
länder auf 0% Prozent des Bruttosozialprodukts erhöht WCI-

den Es gehört ZAUN festen Bestand der Konferenzergebnisse D(„agreed language‘“‘), auch WENN mıt wenıgen Ausnahmen
keın Industrieland bısher dieser Verpflichtung entspricht Renold an

en hne Odes-und auch 1mM Vorbereıtungsprozeß des Gipfels Versuche DC-
scheıtert Sınd, zeıtliıche orgaben für dıe Umsetzung defi- angst
nlıeren. Miıt sS/w Schaubildern

136 Kt 19,80AAı£‘-
P 155,- SEr 21,-

Im Bereıch der Miılıtärausgaben jede AA Was ıst ViC)  5 BerichtenVerpflichtung
CFE 1IN1SC Toter, die u1ls

%E a LE immer wieder ıIn CT
Das Z1iel soll 1U O chnell W1e möglıch"” realısıert werden, tLungen und Ilustrierten egegnen, halten?

die Konferenzsprache der Nıchtverpflichtung. NDP hat Sind S1e ıIn Einklang bringen mıt der
zudem vorgeschlagen, ZUT Finanzıerung soz1laler ufgaben christlichen Hoffnung auf Auferstehung? an
einen Teıl der künftigen „Friıedensdividende”, das el der ze1gt, W1e der Woa verstanden werden kann als
Einsparungen WNC. Senkung der Miılıtärausgaben, NUTL- erfüllende egegnung muıt Gott, der nichts
Z  S In der lat en gerade ein1ıge der Länder., deren Be- anderes als die 1e ist
völkerungen einem en Anteıl In absoluter Armut le-
ben, überdurchschnittlich hohe Miılıtärausgaben. (jerade In
diıesem Bereich SInd dıe Kompromißformeln jedoch bar Je-
der Verpflichtung. Das Aktıonsprogramm pricht 11U11 da-
VON, daß, „SOWeıt angebracht“, „EXZESSIVE“ Miılıtärausgaben Matthıas-Grünewald-Verlag
m Übereinstimmung mıt natıonalen Sicherheitserfordernıis- OSTLIAC 3080, Maınz
sen  o reduzileren selen.
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Keıinen atz 1mM verabschiedeten Aktıonsprogramm fand Erfolge be1l den Kernanlıegen des Gıipfels Reduktion der
der ebenfalls VO  —_ NDP In der Vorbereıtungsphase ad- absoluten Armut, Schaffung produ  1ver Beschäftigungs-
gjerte Vorschlag, eine Steuer auf internationale Deviısentrans- möglichkeıten und sozlale Integration sınd 11UT 1-
aktionen einzuführen und den Ertrag einem „globalen on S WENN Interne Reformen In den Entwicklungsländern
für mMensCNHlicNANe Sıcherheit“ zuzuführen. NDP greıft el durchgeführt werden.

Polıtısche Stabıilıtät und Rechtsstaatlichkeit als rundbedin-auf eınen Vorschlag des Wırtschaftsnobelpreıisträgers James
ın zurück, der 1978 eıne 0,5-Prozent-Steuer auf Devısen- SUuNg für wıirtschaftlich: und sozlale Entwicklung sınd In VIE-
transaktıonen mıt der Zielsetzung vorgeschlagen hat, speku- len Ländern nıcht gewährleıstet. Zahlreiche entwıcklungs-
latıve Kapıtalbewegungen verlangsamen. Insbesondere hemmende Eıngriffe strangulıeren dıe Produktion gerade
dıe Vertreter des Internationalen Währungsfonds en sıch derjenıgen, dıe ın absoluter Armut en oder In der Gefahr
In openhagen eıne verbindlıche Festlegung auf dıe stehen, In S1e abzugleıten. So etwa marktwıdrıge Eıingriffe In
„ Tobın-Steuer“ ausgesprochen und / weıfel daran geäußert, dıe Agrarproduktion oder dıe KRepression dıe städti1-
daß MC S1e unerwünschte Spekulationsbewegungen wıirk- sche .„informelle“ Okonomie. Korruption durchsetzt In VIe-
Sa eingeschränkt werden können. len Ländern den staatlıchen Sektor SO stehen viele sozlale
Es besteht aber Jjetzt ein Auftrag den ırtschafts- und SO- Dienstleistungen 11UT auft dem Papıer, selbst WECNN dıe Bud-
zialrat der (  © NECUC een der Miıttelbeschaf- getplanung ıttel für S1e bereıthält en eingangs zıt1erten
fung prüfen, somıt wırd dıe „ Tobın-Steuer“ weıterhın In Selbstverpflichtungen und dem umfangreıchen Aktıonspro-
der Dıskussion bleiben In den Kontext Finanzınstru- 190000! en auch dıe Führer der schwarzafrıkanıschen
mente gehört auch der Vorschlag, bestimmte Umweltsteu- Kleptokratıen hre kklamatıon erteiılt.
CIN, etiwa auf Flugbenzıin, einzuführen und den Ertrag Z Fi- Der Verwels auf dıe Selbstverantwortung der Führungen der
nanzıerung soz]laler Belange nutizen So wichtig umwelt- Entwicklungsländer, dıe hausgemachten Ursachen der Ar-
polıtısch motivierte Reformen In den Steuersystemen der mut überwinden, soll 1U nıcht dıe Industrieländer AUSs 1ıh-
Industrieländer SINd, CS ware blauäugıg, den Ertrag eNISpre- CT spezılischen Verantwortung entlassen. Neue ıttel der
hender Steuern ohne weıteres für internatıonale ufgaben Entwicklungszusammenarbeıt können ın jenen Ländern el-

verplanen. Angesıchts der en Steuerbelastung ın den NCN wıiırksamen Beıtrag eısten, dıe dıie selbstverantworteten
Industrieländern werden umweltpolıtisch motivierte MGUG Ursachen der Armut ekämpfen. 1eweıt dıe wiıirtschaftlı-
Steuern ohnehın bestehende mMassıve Wıderstände che Entwicklung gelıngen kann und somıt die Armen In PTO-
11UT dann polıtısch realısıerbar se1IN, WE S1e UT Q- uktıve Beschäftigungen integriert werden können.,. wırd
stungen be1l anderen Steuern kompensıert werden. einem wichtigen Teıl NC dıe Handelspolıtik der Industri1-

länder bestimmt.
An zanlreıchen tellen betonen dıe Dokumente VO Oopen-Reformen In Entwicklungs- und Industrieländern agen die Bedeutung der „Zivilgesellschaf ° Es ist eın OSI-

notwendıg t1vyvum des Giıpfels, daß dıe Grenzen rein staatlicher LÖöSsungsS-
versuche euilic esehen werden, eın Konsens In interna-
tionalen Deklaratıonen, der erst nach dem Ende des kalten

DIe Notwendigkeıt eiıner substantıellen Schuldenreduzie- Krlieges möglıch wurde. Nicht-Regierungsorganisationen
FUuNS wırd 1mM Aktıonsprogramm betont: dıe konkreten est- IcH Vorbereıtungsprozeß und In openhagen selbst be-
legungen bestätigen dıe VO Pariser ClIub anerkannten Kon- teilıgt, In vielen Fällen konnten hre Vertreter als Miıtglieder
dıtıonen, gemä derer den armsten Ländern nach Eınzelfall- der OTINzZIiellen Delegationen mıtwiıirken. 7 wel krıtische An-
prüfung 67/ Prozent der CAhulden erlassen werden sollen DıIe merkungen scheinen hler Jedoch nötıg SeIN: Z um eıiınen
Bundesregierung ware bereıt SCWECSCH, dieser Ländergruppe können Nıicht-Regjierungsorganıisationen dıe staatlıche Ver-
IM Fällen gravierender Verschuldung un überzeugender antwortung nıcht % Insbesondere In den Ländern 1m
Reformleıistungen“ einen Schuldenerlaß bıs S() Prozent Staatszerfall nehmen S1e mıttlerweıle Funktionen wahr, für
einzuräumen. dıe S1e nıcht gee1ı1gnet und nıcht legıtımıert SINd.
em regt das t1ıonsprogramm dıe Einrichtung VO.  - Ge- Z/um zweıten sollte der akklamatorıische Konsens VO KO-
genwertfonds für sozlale Entwicklung Hıerbel werden penhagen nıcht arüber hınwegtäuschen, daß In vielen LAnN-
cChulden erlassen DZW VOIN drıtter Seılte Forderungen eines dern UOrganısationen der Zivilgesellschaft ın ıhrer Tätigkeıt
Gläubigers einem Teıl des Nennwerts ekauft der kraß behıindert werden: etiwa dıe Organısationen, dıe sıich
Bedingung, daß dıe Reglerung des Schuldnerlandes den (Je- für die ıIn openhagen erneut bestätigten polıtıschen und
geNnWwWert In einheimıscher Währung für sozlale rojekte Z zialen Rechte einsetzen, aber auch Nicht-Regierungsorganı-
Verfügung stellt Das Instrument der Gegenwertfonds ist satıonen, dıe 1mM Bereıich der armutsorientierten Entwick-
nach der Umweltkonferenz In Rıo verstärkt ZUT Finanzle- lungspolıtik und 1m Sozlalbereıich arbeıten. Hıerzu ehören
IUuNe umweltpolıtischer rojekte genutzt worden. auch CHNLC Reglementierungen, dıe Nicht-Regierungsorgani-
Wenn auch Fortschritte be1 der Entschuldung und HNeCUuUE F1- satıonen Ausführungsorganen der Bürokratıie machen
nanzıerungsinstrumente verständliıcherwelse 1mM Vorder- sollen, oder Versuche, Zugriff auf iıhre auswärtigen Förder-

mıttel erlangen. DiIe tellung dieser Urganısationen fak-grun der Forderungen vieler Entwicklungsländer stehen,
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tisch stärken, bleıibt somıt en nlıegen des Folgeprozes- Rechte hinzuarbeiten (vgl dazu den Beıtrag VON ermann
SCS des Sozialgıpfels. Sauter In der Dokumentation eINes VON der EKD-Kammer

für Kırchlichen Entwicklungsdienst und der Wissenschaffli-uch WCNN dıe Dıskussion über dıe Integration sozıaler
Mindeststandards In dıe internationale Handelsordnung In chen Arbeıtsgruppe für weltkirchliche ufgaben der Deut-

schen Bıschofskonferenz gemeıInsam veranstalteten tudıen-Kopenhagen selbst keın beherrschendes ema WAal, wırd
diese Dıskussıion ktuell bleıben, WECNN CS darum geht, eiıne Lags 1mM Vorfeld des Sozlalgipfels, In epd-entwicklungspoli-
„internationale Sozlalordnung“ Schaliten Auf seıten der tık, Materılalıen

Als Kontrollmechanismus sıeht dieser Pakt 1L11UTr ein Berichts-Vertreter der Entwicklungsländer überwiegen e1 die ab-
lehnenden Stimmen. S1e befürchten, soz1lale Belange würden System VO  z Die Vertragsstaaten en sıch verplflichtet, dem

UN-Ausschuß für wirtschaftliche, Sozlale und kulturelleals Vorwand mıßbraucht, eiıne HEUES Argumentationslinie Tür
protektionistische Interventionen ZU chaden exportorlien- Rechte regelmäßıg über dıe Sıtuation In ihren Ländern

berichten, SOWeıt S1E für den Pakt relevant Ist Der USSCHulerter Entwicklungsländer aufzubauen.
hat Vorschläge für e1in Fakultativprotokoll erarbeıtet, MLG
das der Kontrollmechanismus des Sozlalpakts weıterent-

Sozlalklauseln 1mM internationalen Handel wıickelt werden soll Es MUSSe en Petitionsverfahren eINZE-
richtet werden, UNG das der USSCHUu. dıe Möglıchkeıt C1-

hält, auch Eınzelfälle ın se1ıne Prüfungsarbeıit einzubeziehen.
Das Mıßtrauen, hınter der dem Stichwort „50Z1aldum- Dadurch kann eın DEWISSET internationaler TUC ZUT 1N10-
pINng  6 geführten Debatte stünden nıcht ausschlıeßlich edle SUung sozlaler Rechte geschaffen und Anreize für dıe Inner-
Motive, ist nıcht orundlos. Es Ist sıcherlich keın Zufall, daß staatlıche Kechtsentwicklung egeben werden. Definierte
diese Debatte dem Zeıtpunkt eingesetzt hat, nach- Z/ulassungsbedingungen sollen gewährleisten, daß das Petiti-
dem klar wurde, daß aufgrun: des Abschlusses der GAÄA Oonsverfahren nıcht UG eıne Flut VO Anträgen ausgehöhltUruguay-Runde bestimmte nıcht-tarıfäre Handelshemm- WIrd. Diıiese Vorschläge ZUT Ergänzung des internationalen
NISse ZZ\UU Schutz bedrängter Industrien, etiwa 1mM Bereıch des Sozlalpakts sınd ın Kopenhagen nıcht aufgegriffen worden,
Textilhandels, auf Dauer nıcht mehr altbar SINd. Soz1al- aber S1e können möglıcherweise 1m Folgeprozeß eInNne
klauseln waren nıchts weıter als eın Instrument des Protek- spielen.
10N1ISMUS, WECNN S1e opportunistisch dem Interesse des Der Folgeproze wırd zeıgen, ob openhagen mehr WAarTr alsSchutzes bedrohter Branchen In den Industrieländern def1-
nlıert werden. Die Verwelgerung des Marktzutrittes für 1mM dıe unverbıindlıiche kklamatıon ehrenwerter jelie el

kann dieser Folgeproze nıcht losgelöst verlaufen VO be-Industrialisierungsprozeß befindliche exportorıientierte LÄän-
der untergräbt dıe Möglıchkeıiten dieser Länder, sıch wiıirt- reıts bestehenden internationalen Vereinbarungen, dıe be-
schaftlich entwiıckeln, dıe Massenarmut überwinden reıts ange VOT Kopenhagen Elemente eiıner internationalen

Sozlalordnung definıiert en neben dem Pakt für wiırt-und die sozlalen Standards verbessern.
Daß sıch dıe sozlalen Standards zwıschen Gesellschaften schaftlıche, sozlale und kulturelle Rechte sınd dies insbeson-

dere dıe Übereinkommen der Internatiıonalen Arbeıtsorga-terschıiedl:  en wıirtschaftlichen Potentıals unterscheıden, 1st nısation.zwangsläufige Wiıdersplegelung diıeser Unterschıiıede. Eıner
nıcht protektionistischer Absıcht geführten Debatte Diıie Selbstverpflichtungen VON openhagen können ıcht-

Sozlalklauseln 1mM Welthandel kann 6C also 11UT dıe Reglerungsorganisationen ıIn der weıteren Arbeıt ermutigen.Durchsetzung DEWISSET, allgemeın akzeptierter Mındeststan- Der Vorbereıtungsprozeß ZU Sozlialgıipfel hat ın der Bun-
ar ogehen, nıcht mehr, aber auch nıcht wen1ger. SO dürfte desrepublı entwıcklungspolitisch engaglerte Urganısat1o-
eiwa der Ausschluß VON ın Z/Zwangsarbeıt hergestellten (JÜ- NCN und Ssozlalpolıtisc tätıge erbande zusammengeführt,
tern VOoO internationalen Handel konsensfähig SeIN. DIe DIs- dıe vorher wen1g mıteinander un hatten. uch WECNN dıe
kussion weıterreichender operatıonaler Mındeststandards Überwindung der absoluten Armut In den Entwicklungslän-und über dıe erforderlichen Kontrollmechanısmen SOWIEe dıe dern das beherrschende ema des Gıipfels Wl Der ach-
Beschwerdeverfahren 1m eiInes Mıßbraäauchs VO  = Soz1al- folgeprozeß wırd nıcht 11UT dıe Entwicklungsländer betref-
klauseln steht aber noch Anfang. fen Wohlfahrtsverbände ın der Bundesrepublı ordern se1t
Die hochtrabende Eıinleitung der Schlußerklärung VO Ko- Jahren VO  —; der Bundesreglerung eine Armutsberichterstat-
penhagen „ZUum ersten Mal In der Geschichte .L.i) erweckt tung In Deutschlan 1Ine) eiıne umfangreıche Armutsun-
den INdTuC.  n als hätten sıch dıe Vereınten Natıonen erst tersuchung hat auch der Deutsche Carıtasverband dieser
Jjetzt den Fragen der sozialen Entwicklung gestellt. Jedoch Forderung Nachdruck verlıehen (vgl Jun1ı 1993, 778eoıbt CN Nlı 1966 den VO der Generalversammlung eSCHNIOS- Die Bundesregierung hat eiıne Armutsberichterstattung DIS-

Pakt über wirtschaftliche, soziale un kulturelle Rechte, her abgelehnt, mıt dem Argument, CS gebe keıine operatıo-der inzwischen VO  —_ 130 Staaten, darunter der eNrza der nale Definıtion der Armut Dıie Aufforderung dıe eg1e-Entwicklungsländer, ratılızıert wurde. Dıieser internatıiıonale TUNSCH, regelmäßıige Armutsberichte erstellen, iIst Teıl des
Sozlalpakt legt dıe staatlıche Verpflichtung test, nach un openhagener Aktionsprogramms, dem auch dıe Bundesre-
Nnach („progressively‘“‘) auf dıe Verwirklichung sozlaler Jlerung hre Zustimmung erteılt hat eorg Cremer
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